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im Namen von Frau Ministerin Nancy Faeser danke ich Ihnen für Ihr gemeinsames Schreiben 

vom 23.03.2023 zur aktuellen Situation der Spätaussiedleraufnahme. Ihre Ausführungen stehen 

im Kontext der höchstrichterlichen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Ge-
genbekenntnis (Urteil vom 26. Januar 2021) und deren Umsetzung durch das Bundesverwal-
tungsamt. 

Auch aus Sicht des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI) werden die durch das 

o.g. Urteil verschärften Anforderungen im Spätaussiedleraufnahmeverfahren oftmals der Le-

bensrealität vieler Betroffener nicht gerecht und führen teilweise zu unbilligen Härten. Das BMI 
arbeitet daher aktuell Vorschläge zur Anpassung des Bundesvertriebenengesetzes aus, die zeitnah 

mit den Koalitionspartnern in der Bundesregierung abgestimmt werden sollen. Die geplante Ge-
setzesänderung soll ermöglichen, wieder zum Aufnahmeverfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gerichtsurteil zurückzukehren. 

Bis jedoch die geplante Gesetzesänderung in Kraft ist, bleibt das Bundesverwaltungsamt an gel-

tendes Recht sowie an die höchstrichterliche Rechtsprechung gebunden. Es kann im Vorgriff auf 
eine erwartete gesetzgeberische Tätigkeit keine Entscheidungen treffen, die von der aktuellen 
Rechtslage nicht gedeckt wären. 
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Aus Respekt vor dem Gesetzgeber kann die Verwaltung nicht einer künftigen Gesetzesänderung 

mittels Lockerung zwingender Anforderungen vorgreifen. Dies widerspräche letztlich dem 

rechtsstaatlichen Prinzip der Gewaltenteilung. 

Bis zum Inkrafttreten der Gesetzesänderung können jedoch Anträge, bei denen eine Ablehnung 

wegen eines Gegenbekenntnisses droht, im Interesse der Betroffenen vom Bundesverwaltungs-

amt zurückgestellt werden. 

Ihrer Bitte um Unterrichtung im Innenausschuss des Deutschen Bundestages kommen wir 

selbstverständlich gerne nach. Nach aktuellem Planungsstand wird die Beauftragte der Bundes-

regierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten, Frau Pawlik, den Innenausschuss 
unterrichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Rita Schwarzelühr-Sutter 


